
Information 
gemäß Art. 13 der Datenschutz-Grundverordnung 

für die Beantragung von Personaldokumenten 
 
 
 

 
Vorbemerkung 

Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes sind gemäß § 1 Gesetz über 
Personalausweise und den elektronischen Identitätsnachweis (Personalausweisgesetz-
PAuswG) verpflichtet, einen gültigen Ausweis zu besitzen, sobald sie 16 Jahre alt sind und 
der allgemeinen Meldepflicht unterliegen oder, ohne ihr zu unterliegen, sich überwiegend in 
Deutschland aufhalten. Sie müssen ihn auf Verlangen einer zur Feststellung der Identität 
berechtigten Behörde vorlegen und es ihr ermöglichen, ihr Gesicht mit dem Lichtbild des 
Ausweises abzugleichen.  
 
Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die aus dem 
Geltungsbereich dieses Gesetzes aus- oder in ihn einreisen, sind gemäß § 1 Passgesetz 
(PassG) verpflichtet, einen gültigen Pass mitzuführen und sich damit über ihre Person 
auszuweisen. Der Passpflicht wird durch Vorlage eines Passes der Bundesrepublik 
Deutschland im Sinne des Absatzes 2 genügt.  
 
1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung: 

 
Bürger- und Ordnungsamt 
Bürgerbüro – Amt 91/2 
Hinrich-Schmalfeldt-Str. 
27576 Bremerhaven 
0471 5903710 
buergerbuero-nord@magistrat.bremerhaven.de 
 
 

2. Beauftragte oder Beauftragter für den Datenschutz: 
 

Bürger- und Ordnungsamt 
Hinrich-Schmalfeldt-Str. 
27576 Bremerhaven 
Thomas Herbrig 
0471 5903746 

 
 
3. Zwecke und Rechtsgrundlage der Verarbeitung personenbezogener Daten 
Die Erhebung und Verwendung personenbezogener Daten aus dem Ausweis oder mithilfe 
des Ausweises darf ausschließlich erfolgen durch die zur Identitätsfeststellung berechtigte 
Behörden nach Maßgabe der §§ 15 bis 17 PAuswG bzw. öffentliche Stellen und 
nichtöffentliche Stellen nach Maßgabe der §§ 18 bis 20 PAuswG.  
Die Passbehörden dürfen gemäß § 22 PassG personenbezogene Daten nur nach Maßgabe 
dieses Gesetzes, anderer Gesetze oder Rechtsverordnungen erheben, verarbeiten oder 
nutzen.  
 
Die Datenverarbeitung stützt sich auf folgende Rechtsgrundlagen: 
Personalausweisgesetz (PAuswG), Personalausweisverordnung (PAuswV), 
Personalausweisgebührenverordnung (PAuswGebV) 
Passgesetz (PassG), Passdatenerfassungs‐ und Übermittlungsverordnung (PassDEÜV), 
Passverwaltungsvorschrift (PassVwV), Passverwaltungsverordnung (PassV). 
 



4. Kategorien von Empfängern von personenbezogenen Daten 
Nachdem die Personalausweisbehörde alle Antragsdaten erfasst hat, führt sie diese nach § 
8 Abs. 1 PAuswV zu einem digitalen Datensatz zusammen und übermittelt sie dem 
Ausweishersteller. Die Datenübermittlung umfasst auch  
1. die technischen Eigenschaften der gespeicherten Daten, 
2. die Behördenkennzahl sowie 
3. anonymisierte Protokolldaten zur Erfassung und Qualitätssicherung des Lichtbildes und 

der Fingerabdrücke. 

Personalausweisbehörden, die Kenntnis von dem Abhandenkommen eines Ausweises 
erlangen, haben gem. § 11 Absatz 5 PAuswG die zuständige Personalausweisbehörde, die 
ausstellende Personalausweisbehörde und eine Polizeibehörde unverzüglich in Kenntnis zu 
setzen; eine Polizeibehörde, die anderweitig Kenntnis vom Abhandenkommen eines 
Ausweises erlangt, hat die zuständige und die ausstellende Personalausweisbehörde 
unverzüglich zu unterrichten. Dabei sollen Angaben zum Familiennamen, den Vornamen, zur 
Seriennummer, zur ausstellenden Personalausweisbehörde, zum Ausstellungsdatum und 
zur Gültigkeitsdauer des Ausweises übermittelt werden.  
 
Stellt eine nicht zuständige Personalausweisbehörde nach § 8 Abs. 4 PAuswG einen 
Ausweis aus, so hat sie der zuständigen Personalausweisbehörde den Familiennamen, die 
Vornamen, den Tag und Ort der Geburt, die ausstellende Personalausweisbehörde, das 
Ausstellungsdatum, die Gültigkeitsdauer und die Seriennummer des Ausweises zu 
übermitteln.  
Schaltet eine Personalausweisbehörde den elektronischen Identitätsnachweis eines 
Personalausweises ein, so hat sie unverzüglich die ausstellende Personalausweisbehörde 
davon in Kenntnis zu setzen.  
 
Die Datenübermittlung von den Personalausweisbehörden an den Ausweishersteller zum 
Zweck der Ausweisherstellung, insbesondere die Übermittlung sämtlicher 
Ausweisantragsdaten, erfolgt nach § 12 PAuswG durch Datenübertragung.  
Personalausweisbehörden dürfen nach § 16 PAuswG für den Abruf personenbezogener 
Daten aus ihren Dateien die Seriennummern verwenden.  
Die Personalausweisbehörden dürfen personenbezogene Daten nur nach Maßgabe dieses 
Gesetzes, anderer Gesetze oder Rechtsverordnungen erheben oder verwenden.  
 
Die Personalausweisbehörden dürfen gem. § 24 Abs. 2 PAuswG anderen Behörden auf 
deren Ersuchen Daten aus dem Personalausweisregister übermitteln, wenn  
1. die ersuchende Behörde auf Grund von Gesetzen oder Rechtsverordnungen berechtigt 
ist, solche Daten zu erhalten,  
2. die ersuchende Behörde ohne Kenntnis der Daten nicht in der Lage wäre, eine ihr 
obliegende Aufgabe zu erfüllen, und  
3. die ersuchende Behörde die Daten bei dem Betroffenen nicht oder nur mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand erheben kann oder wenn nach der Art der Aufgabe, zu 
deren Erfüllung die Daten erforderlich sind, von einer solchen Datenerhebung abgesehen 
werden muss.  
 
Nach § 24 PAuswG müssen hinsichtlich der Daten, die auch im Melderegister gespeichert 
sind, die im Bundesmeldegesetz enthaltenen Beschränkungen beachtet werden.  
In den Fällen des § 24 Abs. 2 PAuswG dürfen personenbezogene Daten auch durch 
Datenübertragung übermittelt werden. § 12 Abs. 1 Satz 3 PAuswG gilt entsprechend.  
Die Ordnungsbehörden dürfen das nach § 25 PAuswG übermittelte Lichtbild zum Zweck der 
Verfolgung von Verkehrsordnungswidrigkeiten im automatisierten Verfahren abrufen, wenn 
die Personalausweisbehörde auf andere Weise nicht erreichbar ist und ein weiteres 
Abwarten den Ermittlungszweck gefährden würde.  
 



Die Passbehörden dürfen gemäß § 24 PAuswG anderen Behörden auf deren Ersuchen 
Daten aus dem Passregister (auch mittels Datenübertragung) übermitteln. Voraussetzung 
ist, dass  
1. die ersuchende Behörde auf Grund von Gesetzen oder Rechtsverordnungen berechtigt 
ist, solche Daten zu erhalten, 
2. die ersuchende Behörde ohne Kenntnis der Daten nicht in der Lage wäre, eine ihr 
obliegende Aufgabe zu erfüllen, und 
3. die ersuchende Behörde die Daten bei dem Betroffenen nicht oder nur mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand erheben kann oder wenn nach der Art der Aufgabe, zu 
deren Erfüllung die Daten erforderlich sind, von einer solchen Datenerhebung abgesehen 
werden muss. 
 
Hinsichtlich der Daten, die auch im Melderegister enthalten sind, finden außerdem die im 
Bundesmeldegesetz enthaltenen Beschränkungen Anwendung.  
Die Daten des Passregisters und des Melderegisters dürfen zur Berichtigung des jeweils 
anderen Registers verwandt werden.  
 
Passbehörden, die Kenntnis von dem Abhandenkommen eines Passes erlangen, haben 
nach § 22 Abs. 5 PassG die zuständige Passbehörde, die ausstellende Passbehörde und 
eine Polizeibehörde unverzüglich in Kenntnis zu setzen; eine Polizeibehörde, die anderweitig 
Kenntnis vom Abhandenkommen eines Passes erlangt, hat die zuständige und die 
ausstellende Passbehörde unverzüglich zu unterrichten. Dabei sollen Angaben zum 
Familiennamen und den Vornamen des Inhabers, zur Seriennummer, zur ausstellenden 
Behörde, zum Ausstellungsdatum und zur Gültigkeitsdauer des Passes übermittelt werden.  
 
Stellt eine nicht zuständige Passbehörde einen Pass aus, so hat sie nach § 19 Abs. 4 PassG 
der zuständigen Passbehörde den Familiennamen, die Vornamen, den Tag und Ort der 
Geburt, die ausstellende Passbehörde, das Ausstellungsdatum, die Gültigkeitsdauer und die 
Seriennummer des Passes zu übermitteln.  
 
Im Fall der Übermittlung von Lichtbildern durch Passbehörden an die Ordnungsbehörden im 
Rahmen der Verfolgung von Verkehrsordnungswidrigkeiten kann nach § 19 Absatz 1 Satz 1 
PassG der Abruf des Lichtbildes im automatisierten Verfahren erfolgen. Die Polizeibehörden 
des Bundes und der Länder, der Militärische Abschirmdienst, der Bundesnachrichtendienst, 
die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder, Steuerfahndungsdienststellen 
der Länder, der Zollfahndungsdienst und die Hauptzollämter dürfen das Lichtbild zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben im automatisierten Verfahren abrufen. 
 
Beförderungsunternehmen dürfen nach § 20 Abs. 4 PAuswG personenbezogene Daten aus 
der maschinenlesbaren Zone des Passes elektronisch nur auslesen und verarbeiten, soweit 
sie auf Grund internationaler Abkommen oder Einreisebestimmungen zur Mitwirkung an 
Kontrolltätigkeiten im internationalen Reiseverkehr und zur Übermittlung personenbezogener 
Daten verpflichtet sind. Biometrische Daten dürfen nicht ausgelesen werden. 
 
5. Dauer der Speicherung 
Personenbezogene Daten im Passregister sind mindestens bis zur Ausstellung eines neuen 
Passes, höchstens jedoch bis zu fünf Jahren nach dem Ablauf der Gültigkeit des Passes, auf 
den sie sich beziehen, zu speichern und dann zu löschen nach § 21 PassG.  
 
Personenbezogene Daten im Personalausweisregister sind mindestens bis zur Ausstellung 
eines neuen Ausweises, höchstens jedoch bis zu fünf Jahre nach dem Ablauf der Gültigkeit 
des Ausweises, auf den sie sich beziehen, zu speichern und dann zu löschen nach § 23 
PAuswG.  
 



Die bei der Personalausweisbehörde gespeicherten Fingerabdrücke sind spätestens nach 
Aushändigung des Personalausweises an die antragstellende Person zu löschen nach § 26 
PAuswG.  
 
Die bei der Passbehörde gespeicherten Fingerabdrücke sind spätestens nach Aushändigung 
des Passes an den Passbewerber zu löschen nach § 16 PassG.  
 
6. Betroffenenrechte 
Jede von einer Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO) insbesondere folgende Rechte: 
a) Auskunftsrecht über die zu ihrer Person gespeicherten Daten und deren Verarbeitung 
(Artikel 15 DS-GVO). 
b) Recht auf Datenberichtigung, sofern ihre Daten unrichtig oder unvollständig 
sein sollten (Artikel 16 DS-GVO). 
c) Recht auf Löschung der zu ihrer Person gespeicherten Daten, sofern eine der 
Voraussetzungen von Artikel 17 DS-GVO zutreffen. 
Das Recht zur Löschung personenbezogener Daten besteht ergänzend zu den in Artikel 17 
Absatz 3 DS-GVO genannten Ausnahmen nicht, wenn eine Löschung wegen der 
besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
möglich ist. In diesen Fällen tritt an die Stelle einer Löschung die Einschränkung der 
Verarbeitung gemäß Artikel 18 DSGVO. 
d) Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung, sofern die Daten unrechtmäßig 
verarbeitet wurden, die Daten zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen der betroffenen Person benötigt werden oder bei einem Widerspruch 
noch nicht feststeht, ob die Interessen der Meldebehörde gegenüber denen der betroffenen 
Person überwiegen (Artikel 18 Absatz 1 lit. b, c und d DS-GVO). 
Wird die Richtigkeit der personenbezogenen Daten bestritten, besteht das Recht auf 
Einschränkung der Verarbeitung für die Dauer der Richtigkeitsprüfung. 
e) Widerspruchsrecht gegen bestimmte Datenverarbeitungen, sofern an der Verarbeitung 
kein zwingendes öffentliches Interesse besteht, das die Interessen der betroffenen Person 
überwiegt, und keine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet (Artikel 21 DS-GVO). 
Nähere Informationen zum Widerspruchsrecht nach dem Bundesmeldegesetz können den 
Hinweisen auf dem Meldeschein entnommen werden. 
 
Weitere Rechte nach dem PAuswG  
Auf Verlangen des Personalausweisinhabers hat die Personalausweisbehörde gem. § 11 
PAuswG ihm Einsicht in die im elektronischen Speicher- und Verarbeitungsmedium 
gespeicherten auslesbaren Daten zu gewähren.  
Die Personalausweisbehörde hat die antragstellende Person bei Antragstellung über den 
elektronischen Identitätsnachweis nach § 18 und das Vor-Ort-Auslesen nach § 18a PAuswG 
sowie über Maßnahmen zu unterrichten, die erforderlich sind, um die Sicherheit der Nutzung 
des elektronischen Identitätsnachweises zu gewährleisten. Sie hat der antragstellenden 
Person die Übergabe von entsprechendem Informationsmaterial anzubieten, in dem auch 
auf die Möglichkeit einer Sperrung nach § 10 Absatz 6 PAuswG hingewiesen wird.  
 
7. Widerrufsrecht bei Einwilligungen 
Ein Widerrufsrecht besteht hinsichtlich der Ausstellung des Personalausweises in Bezug auf 
die Speicherung von Fingerabdrücken bis zum Zeitpunkt der Übersendung der Antragsdaten 
an den Ausweishersteller.  
 
8. Beschwerderecht 
Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde (Die 
Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit der Freien Hansestadt Bremen, 
Arndtstraße 1, 27570 Bremerhaven, Tel.: +49 471 596 2010 oder +49 421 361 2010, Fax: 
+49 421 496 18495, E-Mail: office@datenschutz.bremen.de), wenn sie der Ansicht ist, dass 
ihre personenbezogenen Daten rechtswidrig verarbeitet werden. 


